































sorgerische	 Zwangsmassnahmen)	 sogar	 in	 Institutionen	 des	 Justizvollzugs,	 teilweise	 auch	 im	
Strafvollzug	für	Erwachsene,	was	eine	gängige	behördliche	Praxis	war.23	Es	zeigt	sich,	dass	die	
Bedürfnisse	der	Kinder	und	deren	Gründe	für	ihr	Verhalten	keinerlei	Rolle	spielten;	das	Aufrecht-









































































darin	 nicht	 wiederfanden	 oder	 auch	 grobe	Widersprüche	 zum	 eigenen	 Erleben	 schwarz	 auf	
weiss	vor	sich	sahen,	was	sie	in	ihrer	Glaubwürdigkeit	und	der	Wertschätzung	der	eigenen	Er-
fahrungen	 grob	 verunsicherte.	 Die	 für	 die	 Solidaritätszahlungen	 notwendige	 Formalisierung	
kann	als	Beweispflicht	erfahren	werden,	in	der	biographisch	gewordene	Themen	von	ehemali-
gen	Heimkindern	aktualisiert	werden	können.	Eine	gut	gemeinte	Aufarbeitung	und	der	Wunsch	
nach	Wiedergutmachung	können	 somit	 auch	nicht	 vorgesehene,	wirkmächtige	Nebeneffekte	
haben,	in	denen	sich	Menschen	mit	Heimerfahrung	erneut	bevormundet	oder	entwertet	fühlen.	
Uns	wurde	häufig	die	Erfahrung	von	ehemaligen	Heimkindern	geschildert,	als	«Kinder	der	Lüge»	
bezichtigt	zu	werden	und	auch	in	Notlagen	selten	auf	offene	Ohren	zu	stossen.	Das	Belegen	der	
«Opfereigenschaft»	kann	also	vor	dem	Hintergrund	dieser	Erfahrungen	Stigmatisierungserleb-
nisse	verstärken.	Um	sich	also	nicht	wieder	den	Erfahrungen	der	formalisierten	Legitimation	und	
der	verdinglichenden	Abhängigkeit	von	staatlichen	Entscheidungen	auszusetzen	ist	gemäss	den	
Erkenntnissen	aus	den	biografischen	Interviews	davon	auszugehen,	dass	viele	deshalb	auf	einen	
Antrag	verzichten,	und	nicht	weil	sie	kein	sogenanntes	Opfer	fürsorgerischer	Zwangsmassnah-
men	waren.	
	
